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Allgemeine Geschaftsbedingungen der Stadtwerke Lemgo fiir SLP-Kunden Strom; gultig ab 01.07.2020

Vertragsschluss / Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Text-
form unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande.
Der tatsachliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass alle fir die
Belieferung notwendigen MaRnahmen (Kundigung des bisherigen
Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor
Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemal 88 355 Abs. 2, 356
Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten
hierzu ausdricklich auf.

Umfang und Durchfuhrung der Lieferung / Befreiung von der
Leistungspflicht

Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an
elektrischer Energie an seine vertraglich benannte Entnahmestel-
le. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses,
Uber den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ID ener-
giewirtschatftlich identifiziert wird.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der
Elektrizitatsversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen
einer Storung des Netzbetriebes einschliellich des Netzan-
schlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den
maoglichen Anspriichen des Kunden gegen den Netzbetreiber vgl.
Ziffer 9.

Wird den Parteien die Erfullung der Leistungspflichten durch
unvorhersehbare Umsténde, auf die sie keinen Einfluss haben
und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen
oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbe-
sondere hohere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Ar-
beitskampfmaRnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich
erschwert oder unmdoglich gemacht, so sind die Parteien von ih-
ren vertraglichen Leistungspflichten befreit, solange diese Um-
stande und deren Folgen nicht endgiltig beseitigt sind.

Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit
und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die
Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstel-
lenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadenser-
satzanspriiche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben flr
den Fall unberthrt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung
ein Verschulden trifft.

Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung /
Anteilige Preisberechnung

Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen
des zustandigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung
der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber, Lieferan-
ten oder auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbe-
treibers kostenlos vom Kunden durchgefiihrt. Verlangt der Liefe-
rant eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den
Kunden rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtun-
gen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, anlasslich eines Liefe-
rantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses
des Lieferanten an einer Uberpriifung der Ablesung. Der Kunde
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht
zumutbar ist. Nimmt der Kunde eine rechtzeitig angekindigte
Selbstablesung nicht oder verspatet vor oder sind aus anderen
Grunden keine plausiblen Messwerte verfligbar, so kann der Lie-
ferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung o-
der bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer
Kunden jeweils unter angemessener Berucksichtigung der tat-
séchlichen Verhaltnisse schatzen.

Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem
Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellenbetreibers,
des Netzbetreibers oder des Lieferanten den Zutritt zu seinem
Grundstick und zu seinen Raumen zu gestatten, soweit dies zur
Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Able-
sung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benachrichtigung
kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am
oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Wo-
che vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatz-
termin ist anzubieten. Der Kunde hat dafiir Sorge zu tragen, dass
die Messeinrichtungen zuganglich sind. Wenn der Kunde den Zu-
tritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der Lieferant
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tats&chli-
chem Aufwand in Rechnung.

Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen
verlangen. Der Lieferant berechnet diese auf der Grundlage der
Abrechnung der vorangegangenen 12 Monate oder, sofern eine
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solche Berechnung nicht méglich ist, nach dem durchschnittlichen
Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft,
dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu
bericksichtigen. Ist die Messstelle des Kunden mit einem intelli-
genten Messsystem ausgestattet, ist der Lieferant berechtigt, an-
stelle der Erhebung von Abschlagszahlungen, monatlich bis zum
15. des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats, die
Entgelte nach diesem Vertrag fur die im Vormonat gelieferte
elektrische Energie abzurechnen.

Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeit-
raumes, der 12 Monate nicht wesentlich iberschreitet, und zum
Ende des Lieferverhaltnisses wird vom Lieferanten eine Abrech-
nung erstellt, in welcher der tatsachliche Umfang der Belieferung
unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird.
Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der
Abrechnung der tatséchlichen Belieferung, so wird der zu viel o-
der zu wenig berechnete Betrag unverziglich erstattet bzw.
nachentrichtet, spatestens aber mit der nachsten Abschlagszah-
lung verrechnet. Der Kunde hat — abweichend von Satz 1 — das
Recht, eine kostenpflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halb-
jahrliche Abrechnung zu wéhlen, die auf Grundlage einer geson-
derten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt. Bei einer monat-
lichen Abrechnung entfallt das Recht des Lieferanten nach Zif-
fer 3.3 Satz 1.

Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine
Nachprifung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle
durch eine Eichbehdrde oder eine staatlich anerkannte Prifstelle
im Sinne von § 40 Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes zu veran-
lassen. Die Kosten der Nachprifung fallen dem Kunden nur dann
zur Last, sofern die eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht
Uberschritten werden.

Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschrei-
tung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Feh-
ler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie
z. B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Mess-
werte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag un-
verzuglich erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nachsten
Abschlagszahlung verrechnet. Anspriiche nach dieser Ziffer sind
auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeit-
raum beschrénkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann
Uber einen groRReren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall
ist der Anspruch auf langstens drei Jahre beschréankt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wahrend des Abrechnungs-
zeitraums, so rechnet der Lieferant gednderte verbrauchsunab-
héngige Preisbestandteile tagesgenau ab. Fir die Abrechnung
geanderter verbrauchsabhangiger Preisbestandteile wird die nach
Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrech-
nungszeitraum auf Grundlage einer Schéatzung nach billigem Er-
messen (8 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisan-
derung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankun-
gen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemes-
sen zu bertcksichtigen sind. Die nach der Preisdnderung anfal-
lenden Abschlagszahlungen kénnen entsprechend angepasst
werden.

Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung /
Aufrechnung

Samtliche Rechnungsbetrage sind zwei Wochen nach Zugang
der Rechnung, Abschlage und Vorauszahlungen zu dem vom Lie-
feranten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) festgelegten Zeit-
punkt fallig und ohne Abzug im Wege des Lastschriftverfahrens,
mittels Dauerauftrag oder Uberweisung (auch durch Bariiberwei-
sung) zu zahlen.

Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant
angemessene MafRnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung
ergreifen; fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder lasst
der Lieferant den Betrag durch einen Beauftragten einziehen,
stellt der Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
nach tatsachlichem Aufwand in Rechnung.

Gegen Anspriiche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen
oder rechtskraftig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet
werden. Dies gilt nicht fur Forderungen des Kunden, die im Rah-
men des Ruckabwicklungsverhéltnisses nach Widerruf des Ver-
trags entstehen, sowie fir Anspriiche des Kunden aufgrund voll-
standiger oder teilweiser Nichterfiillung oder mangelhafter Erfiil-
lung der Lieferpflicht.
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Vorauszahlung / Sicherheitsleistung

Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung
in angemessener Hohe verlangen, wenn der Kunde mit einer
Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Hohe in Verzug
ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwolf Mona-
ten wiederholt in Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriin-
deten Fallen.

Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn,
Hohe und die Griinde fur die Vorauszahlung sowie die Voraus-
setzungen fur ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vo-
rauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (8 315
BGB) fest. Die Vorauszahlung ist friihestens zum Lieferbeginn fal-
lig. Die Hohe der Vorauszahlung wird aus dem durchschnittlichen
monatlichen Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeit-
raums und dem aktuellen Vertragspreis bzw. — wenn kein vorher-
gehender Abrechnungszeitraum besteht — aus dem durchschnitt-
lichen monatlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem
aktuellen Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde glaubhaft,
dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen
zu bericksichtigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nachsten vom Kunden
nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Zif-
fer 4.1 oder Rechnungsbetrage) verrechnet. Ergibt sich dabei ei-
ne Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zah-
lung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unver-
zlglich erstattet bzw. nachentrichtet.

Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim
Kunden ein Vorkassensystem (z. B. Bargeld- oder Chipkarten-
zahler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber
damit beauftragen.

Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheits-
leistung in Hohe der fur einen Zeitraum von zwei Liefermonaten
voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlan-
gen. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine Si-
cherheitsleistung nur zuléssig in Form einer unbedingten, unwi-
derruflichen, selbstschuldnerischen Burgschaft einer européi-
schen Bank. Die sich verbiirgende Bank muss ein Rating im ,A“-
Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating ei-
ner anderen international anerkannten Rating-Agentur aufweisen.

Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der
Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lie-
ferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem
dies zur Erfullung der rickstéandigen Zahlungsverpflichtungen er-
forderlich ist.

Die Verwertung der Sicherheit nach Ziffer 5.6 wird der Lieferant
dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn
nach den Umsténden des Einzelfalls besteht Grund zu der An-
nahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spét erfol-
gen wirde. Ist der Abschluss des Vertrages fir den Kunden ein
Handelsgeschaft, betragt die Frist wenigstens eine Woche. In al-
len ubrigen Fallen betragt sie einen Monat.

Die Sicherheit ist unverziglich zurickzugeben, soweit ihre
Voraussetzungen weggefallen sind.

Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Beliefe-
rung sowie zur Kiindigung in Ziffer 8 bleiben unbertihrt.

Entgelt / Zuklnftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheit-
lich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem
Ermessen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbe-
standteilen nach den Ziffern 6.2 bis 6.4 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangi-
gen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefiigten Preis- und Pro-
duktblatt ergebenden Hohe. Diese werden auf Grundlage der
Kosten kalkuliert, die fur die Belieferung aller Kunden in diesem
Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fur Energie-
beschaffung und Vertrieb, die Kosten fur Messstellenbetrieb —
soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in
Rechnung gestellt werden — , die aus dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) folgenden Belastungen, das an den Netzbetreiber
abzufiihrende Netzentgelt, die vom Netzbetreiber erhobene Um-
lage nach dem Kraft-Wéarme-Kopplungsgesetz (KWKG), die Um-
lage nach 8§ 19 Abs. 2 StromNEV, die Offshore-Netzumlage nach
§ 17f Abs. 5 EnWG, die abLa-Umlage nach § 18 Abs. 1 der Ver-
ordnung zu abschaltbaren Lasten (AbLaV), die Stromsteuer so-
wie die Konzessionsabgaben. Der Lieferant ist berechtigt, mit
grundzustandigen Messstellenbetreibern Vereinbarungen zur Ab-
rechnung der Entgelte fur den Messstellenbetrieb mit intelligenten
Messsystemen und modernen Messeinrichtungen zu treffen, wo-
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nach der grundzusténdige Messstellenbetreiber gegeniiber dem
Lieferanten abrechnet, soweit der Lieferant sicherstellt, dass eine
zusatzliche Inanspruchnahme des Kunden fir diese Entgelte
durch den grundzusténdigen Messstellenbetreiber ausgeschlos-
sen ist.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie
nach Vertragsschluss mit zusatzlichen, in Ziffern 6.2 und 6.4 nicht
genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhoht sich das vom
Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehr-
kosten in der jeweils geltenden Hoéhe. Satz 1 gilt entsprechend,
falls die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie
nach Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein
verbindlichen Belastung (d. h. keine Bu3gelder o. a.) belegt wird,
soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die Kosten fiir die nach
diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in
der jeweils geltenden Hohe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattun-
gen (z. B. in Form negativer Umlagen) zu einer entsprechenden
Preisreduzierung. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die
Mehrkosten nach Hohe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits
bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweili-
ge gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht.
Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschrankt, die
nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem ein-
zelnen Vertragsverhéltnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch)
zugeordnet werden konnen. Eine Weiterberechnung erfolgt ab
dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird
Uber eine solche Weiterberechnung spatestens mit der Rech-
nungsstellung informiert.

Zusétzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 6.2 und 6.3
die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Héhe an. Die derzeiti-
ge Hohe der Umsatzsteuer ergibt sich aus dem Preis- und Pro-
duktblatt.

Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines
nach Ziffern 6.3 und 6.4 zu zahlenden Preisbestandteils auf An-
frage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis
nach Ziffer 6.2 — nicht hingegen etwaige zukinftige Steuern, Ab-
gaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Zif-
fer 6.3 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Héhe an den
Kunden weitergegebene Umsatzsteuer nach Ziffer 6.4 — durch
einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemani
§ 315 BGB anzupassen (Erhéhungen oder ErmaRigungen). An-
lass fiir eine solche Preisanpassung ist ausschlieRlich eine Ande-
rung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der Lieferant tberwacht
fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer sol-
chen Preisanpassung ist auf die Veranderung der Kosten nach
Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach
dieser Ziffer 6.6 bzw. — sofern noch keine Preisanpassung nach
dieser Ziffer 6.6 erfolgt ist — seit Vertragsschluss bis zum Zeit-
punkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpas-
sung beschrankt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind
bei jeder Preisanpassung gegenléaufig zu saldieren. Die einseitige
Leistungsbestimmung des Lieferanten nach biligem Ermessen
bezieht sich auch auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpas-
sung; diese sind so zu wéahlen, dass Kostensenkungen nicht nach
fur den Kunden unginstigeren Maf3stdben Rechnung getragen
werden als Kostenerhdhungen, also Kostensenkungen mindes-
tens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerho-
hungen. Der Kunde hat gemaR § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die
Ausiibung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich
berpriifen zu lassen. Anderungen des Grundpreises und des Ar-
beitspreises nach dieser Ziffer 6.6 sind nur zum Monatsersten
maoglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Liefe-
rant dem Kunden die Anderungen spatestens sechs Wochen vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem
Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer
Kundigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preis-
anpassung zu kundigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten
in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Informationen Uber aktuelle Produkte und Tarife erhalt der Kunde
unter Tel.-Nr. 05261 255-255 oder im |Internet unter
www.stadtwerke-lemgo.de.

Anderungen des Vertrages und dieser Bedingungen

Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen
auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum
Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z.B. EnWG, StromGVV,
StromNZV, MsbG, hochstrichterliche Rechtsprechung, Entschei-
dungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Aquivalenz-
verhéltnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare
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Anderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingun-
gen (z. B. durch Gesetzesanderungen, sofern deren konkreter In-
halt nicht bereits — etwa in der Phase zwischen dem Abschluss
des formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten —
absehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er
auch keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem Maf3e gestort
werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag
und/oder diesen Bedingungen entstandene Licke nicht unerheb-
liche Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung des Vertrages entste-
hen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel fur un-
wirksam erklart), die nur durch eine Anpassung oder Erganzung
zu beseitigen sind. In solchen Féllen ist der Lieferant verpflichtet,
den Vertrag und diese Bedingungen — mit Ausnahme der Preise —
unverziglich insoweit anzupassen und/oder zu erganzen, als es
die Wiederherstellung des Aquivalenzverhéltnisses von Leistung
und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Ver-
tragslicken zur zumutbaren Fort- und Durchfuhrung des Ver-
tragsverhdltnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher
Uberleitungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrages und
dieser Bedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsers-
ten moglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant
dem Kunden die Anpassung spatestens sechs Wochen vor dem
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat
der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kundi-
gungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsan-
passung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in
der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Einstellung der Lieferung / Fristlose Kindigung / Sonder-
kindigungsrecht bei Einbau intelligentes Messsystem

Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und
die Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber un-
terbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem
MaRe schuldhaft Strom unter Umgehung, Beeinflussung oder vor
Anbringung der Messeinrichtungen verwendet (,Stromdiebstahl®)
und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unbe-
rechtigten Energieentnahme erforderlich ist.

Bei Zahlungsverzug des Kunden ab einem Betrag von mindes-
tens € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten ist der Lieferant
ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen und die An-
schlussnutzung durch den zusténdigen Netzbetreiber unterbre-
chen zu lassen. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, gilt dies
nur, sofern der Kunde mit einem Betrag in Zahlungsverzug ist,
der die Sicherheitsleistung um mindestens € 100,00 Ubersteigt.
Bei der Berechnung des Mindestbetrages bleiben nicht titulierte
Forderungen auf3er Betracht, die der Kunde schlissig bean-
standet hat, oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Liefe-
ranten und Kunden noch nicht fallig sind, oder die aus einer strei-
tigen und noch nicht rechtskraftig entschiedenen Preiserh6hung
des Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn
die Folgen der Unterbrechung auf3er Verhéltnis zur Schwere des
Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollum-
fanglich nachkommt. Dem Kunden wird die Unterbrechung spéa-
testens vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung des
Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung drei
Werktage vorher unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragsertei-
lung angekundigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in
der Ankindigung genannten Zeitpunkt beauftragen, die An-
schlussnutzung zu unterbrechen, wofiir der Netzbetreiber nach
den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrages Strom
sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten
auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung zwingend
entgegenstehen, unverzuglich hinweisen.

Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der
Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tatséchli-
chem Aufwand in Rechnung. Die Belieferung wird unverziglich
wiederhergestellt, wenn die Grunde fur die Unterbrechung entfal-
len und die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung be-
zahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden
zur Verkirzung der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten
Einzugserméachtigung unbenommen, die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung unverziiglich mittels Uberweisung
zu zahlen.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer
Frist gekiindigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Liefe-
rant muss den Kunden unverziiglich beim zusténdigen Verteil-
netzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im
Falle einer au3erordentlichen Kindigung des Lieferanten trotz der
Abmeldung (etwa wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers,
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8.5.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

10.

10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

Prozessfristen der GPKE) uber den Zeitpunkt der Vertragsbeen-
digung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, oh-
ne dass der Lieferant dafur einen Ausgleich erhélt (z. B. im Rah-
men der Mehr- oder Mindermengenabrechnung des Netzbetrei-
bers), schuldet der Kunde fir diese fortwahrende Belieferung das
Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor im Fall eines Stromdiebstahls nach Ziffer 8.1, oder im
Fall eines Zahlungsverzuges unter den Voraussetzungen der Zif-
fer 8.2 Satz 1 bis 3. Im letztgenannten Fall ist dem Kunden die
Kundigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen; die
Kundigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kindi-
gung aul3er Verhaltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass
er seinen Verpflichtungen vollumfanglich nachkommt.

Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 4
des Auftragsformulars i.V.m. dem Preis- und Produktblatt, bei ei-
nem bevorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems
mit einer Frist von zwei Monaten auf den angekindigten Zeit-
punkt des Einbaus zu kindigen. Der Lieferant wird dem Kunden
in diesem Fall mit der Kiindigung ein Angebot fir den Abschluss
eines neuen Stromliefervertrages unterbreiten.

Haftung

Anspriiche wegen Schaden durch Unterbrechung oder bei
UnregelméaRigkeiten in der Elektrizitatsversorgung sind, soweit es
sich um Folgen einer Stérung des Netzbetriebes einschlief3lich
des Netzanschlusses handelt, gegentiber dem Netzbetreiber gel-
tend zu machen (§ 18 NAV).

Der Lieferant wird unverziglich tber die mit der Schadensverur-
sachung zusammenhéngenden Tatsachen Auskunft geben, wenn
sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufge-
klart werden kénnen und der Kunde dies wiinscht.

In allen Gbrigen Haftungsféllen ist die Haftung der Parteien sowie
ihrer Erfullungs- und Verrichtungsgehilfen fur schuldhaft verur-
sachte Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch
Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit herbeigefuhrt wurde; dies gilt
nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers
oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfullung die
ordnungsgeméafe Durchfihrung des Vertrages uberhaupt erst
ermdglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regel-
maRig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit beruht, beschrankt
sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei
Abschluss des Vertrages als mogliche Folge der Vertragsverlet-
zung vorausgesehen hat oder unter Berucksichtigung der Um-
stande, die sie kannte oder kennen musste, hatte voraussehen
missen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unbe-
ruhrt.

Umzug / Ubertragung des Vertrags

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unver-
zuglich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen An-
schrift und der neuen Stromzahlernummer in Textform mitzutei-
len. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spéatestens
10 Werktage vor dem Umzugsdatum erfolgen, um dem Lieferan-
ten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu
ermaoglichen.

Der Lieferant wird den Kunden — sofern kein Fall nach Ziffer 10.3
vorliegt — an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage dieses
Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Ein-
zugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Um-
zugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt
des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde
aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet ei-
nes anderen Netzbetreibers zieht.

Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 10.1 aus
Griinden, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten
die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kun-
de verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah-
mestelle, fur die der Lieferant gegeniiber dem ortlichen Netzbe-
treiber einstehen muss und fir die er von keinem anderen Kun-
den eine Vergiitung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen
des Vertrages zu vergiiten. Die Pflicht des Lieferanten zur unver-
zuglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und An-
spriiche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer

Seite 3/4



10.5.

11.

11.1.

11.2.

12.

12.1.

12.2.

13.

13.1.

nicht oder verspatet erfolgten Belieferung an der neuen Entnah-
mestelle bleiben unbertihrt.

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem
Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirt-
schaftlich leistungsfahigen Dritten zu {ibertragen. Eine Ubertra-
gung hach Satz 1 ist dem Kunden spéatestens sechs Wochen vor
dem Zeitpunkt der Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts
mitzuteilen. Im Falle einer Ubertragung hat der Kunde das Recht,
den Vertrag ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird
der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewie-
sen. Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB
sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Uber-
tragungen im Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von die-
ser Ziffer 10.5 unberthrt.

Datenschutz / nur fir Gewerbekunden: Wechselseitige
Ubernahme von Informationspflichten gegeniber sonstigen
betroffenen Personen

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Wider-
spruchsrecht erhélt der Kunde in der ,Information zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten“ des Lieferanten.

Die folgende Vorschrift gilt nur fur Gewerbekunden:

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die dem jeweils anderen
Vertragspartner nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegen-
den Informationspflichten gegenliber den eigenen Mitarbeitern,
Erflllungsgehilfen und Dienstleistern (betroffene Personen) zu er-
fullen, wenn im Rahmen der Vertragserfiillung, zur Durchfiihrung
vorvertraglicher MaBnahmen, zur Erfullung einer rechtlichen Ver-
pflichtung oder zur Wahrung berechtigter Interessen

. personenbezogene Daten betroffener Personen von einem
Vertragspartner an den jeweils anderen Vertragspartner
weitergeben werden und/oder

. betroffene Personen auf Veranlassung des einen Vertrags-
partners den jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren.

Hierflr verwendet der Vertragspartner, der die personenbezoge-
nen Daten weitergibt bzw. auf dessen Veranlassung die Kontakt-
aufnahme erfolgt, das ihm vom anderen Vertragspartner zur Ver-
figung gestellte Informationsblatt. Die ,Information zur Verarbei-
tung personenbezogener Daten” des Lieferanten ist diesen AGB
als Anhang beigefugt. Die Vertragspartner sind nicht verpflichtet,
das vom anderen Vertragspartner zur Verfugung gestellte Infor-
mationsblatt vor der Aushandigung an die betroffenen Personen
zu prifen. Sie sind weiterhin nicht berechtigt, das vom anderen
Vertragspartner zur Verfigung gestellte Informationsblatt ohne
vorherige Zustimmung zu andern. Es obliegt ausschlie3lich dem
zur Information verpflichteten Vertragspartner, dem anderen Ver-
tragspartner ein den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen
entsprechendes Informationsblatt zur Verfligung zu stellen und
dieses bei Bedarf auch wahrend der Vertragslaufzeit zu aktuali-
sieren.

Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Liefe-
rantenwechsel

Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind
beim ortlichen Netzbetreiber erhéltlich.

Ein Lieferantenwechsel erfolgt zligig und unentgeltlich. Nach dem
Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den
fur ihn maRgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahres-
zeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griinden, die er
nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der
geschatzte Verbrauch anzugeben.

Streitbeilegungsverfahren (nur fur Verbraucher)

Energieversorgungsunternehmen  und Messstellenbetreiber
(Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrau-
chern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum
Vertragsabschluss oder zur Qualitdt von Leistungen des Unter-
nehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung
der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb
einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu
beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an:
Stadtwerke Lemgo GmbH, Bruchweg 24, 32657 Lemgo; Telefon:
05261 255 255; Fax: 05261 255 203; E-Mail: verbraucherser-
vice@stadtwerke-lemgo.de.
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13.2.

13.3.

13.4.

14.

15.
15.1.

15.2.

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle Energie
e. V. (Schlichtungsstelle) nach 8 111b EnWG zur Durchfiihrung
eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unternehmen
der Beschwerde nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeholfen
hat oder erklart hat, der Beschwerde nicht abzuhelfen. § 14
Abs. 5 VSBG bleibt unberihrt. Das Unternehmen ist verpflichtet,
an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die
Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt
die gesetzliche Verjahrung gemaf § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das
Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes
Verfahren zu beantragen, bleibt unberiihrt.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlich-
tungsstelle Energie e.V., Friedrichstral3e 133, 10117 Berlin, Tele-
fon: 030/2757240-0, Telefax: 030/2757240-69, E-Mail: in-
fo@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage:
www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbrau-
cherrechten fiir den Bereich Elektrizitdt und Gas sind erhéltlich
Uber den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur, Post-

fach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500 oder
01805/101000, Telefax: 030/22480-323,
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

Verbraucher haben die Mdoglichkeit, Gber die Online-

Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Européischen Uni-
on kostenlose Hilfestellung fur die Einreichung einer Verbrau-
cherbeschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-
Dienstleistungsvertrag sowie Informationen utber die Verfahren an
den Verbraucherschlichtungsstellen in der Europaischen Union
zu erhalten. Die OS-Plattform kann unter folgendem Link aufgeru-
fen werden: http://ec.europa.eu/consumers/odr/.

Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungs-
gesetz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch
Endkunden wird bei der Bundesstelle fir Energieeffizienz eine
Liste gefuhrt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieau-
dits und Anbieter von Energieeffizienzmalinahmen aufgefiihrt
sind. Weiterfihrende Informationen zu der so genannten Anbie-
terliste und den Anbietern selbst erhalten sie unter www.bfee-
online.de. Sie kénnen sich zudem bei der Deutschen Energie-
agentur Uber das Thema Energieeffizienz umfassend informieren.
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-
online.info.

Schlussbestimmungen

Diese Bedingungen sind abschlieRend. Miundliche Nebenabreden
bestehen nicht.

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder
undurchfihrbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubri-
gen davon unberhrt.
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	9. Haftung
	9.1. Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu ma�
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